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Stundenabrechnung für Unternehmer 

Auszug aus dem Urteil:  

BGH, 05.01.2017 - VII ZR 184/14 

http://www.bundesgerichtshof.de 

„Tenor: 

Der Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision wird 
stattgegeben. 

Gründe 

I. 

1 Die Klägerin begehrt Werklohn für Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten, 
welche sie für die Beklagte, einen Formel 1-Rennstall, an deren Motorhome 
auf der Basis der Auftragsbestätigung vom 25. Juli 2006 ausführte. Nachdem 
die Beklagte der Klägerin im Januar 2008 mitteilte, dass sie ein neues 
Motorhome bauen und die Klägerin deshalb an dem alten keine weiteren 
Arbeiten mehr verrichten solle, rechnete die Klägerin am 31. Januar 2008 die 
bis dato erbrachten Leistungen über insgesamt 44.929,13 € ab. Die Beklagte 
zahlte trotz anwaltlicher Mahnung nicht. Die Klägerin erwirkte am 22. Juli 2011 
einen Beschluss des Amtsgerichts Bad N., mit dem der dingliche Arrest in das 
Vermögen der Beklagten angeordnet wurde. 

2 Das Landgericht hat der Klage auf Werklohn in Höhe von 44.929,13 € und 
Erstattung vorgerichtlich angefallener Rechtsanwaltskosten von 2.457,83 € 
nach Einvernahme des vormaligen Geschäftsführers der Beklagten, des 
Zeugen Dr. K., stattgegeben. … 

4 1. Das Berufungsgericht meint, die Klägerin habe ihren Werklohnanspruch 
bereits nicht schlüssig dargelegt. Es fehle insbesondere eine zeitliche 
Zuordnung der Stundenlohnarbeiten. Allein durch Vorlage der Rechnung habe 
sie ihrer Darlegungslast nicht genügt. Nachweise wie etwa Stundenzettel oder 
Hotelrechnungen fehlten, weshalb in keiner Weise nachprüfbar sei, ob die 
abgerechneten Stunden und die Auslagen dem tatsächlichen Aufwand 
entsprächen. 

14 1. Die Klägerin begehrt nach Kündigung (§ 649 Satz 1 BGB) gemäß § 631 
Abs. 1, § 632 BGB Werklohn für die bis zur Kündigung erbrachten 
Werkleistungen. Die Werklohnforderung ist schlüssig vorgetragen. Entgegen 
der Auffassung des Berufungsgerichts ist nicht erforderlich, dass die Klägerin 
angibt, welche Arbeiten sie zu welchem Zeitpunkt mit welchem 
Stundenaufwand erbracht haben will. 

15 a) Zur schlüssigen Begründung eines nach Zeitaufwand zu bemessenden 
Vergütungsanspruchs bedarf es grundsätzlich nur der Darlegung, wie viele 
Stunden der Anspruchsteller für die Vertragsleistung aufgewendet hat. Es ist 
regelmäßig keine Differenzierung geschuldet, welche Arbeitsstunden für 
welche Tätigkeiten und an welchen Tagen angefallen sind …. Dem ist die 
Klägerin mit der Angabe der erbrachten Stunden gerecht geworden. Es bedarf 
auch nicht der Vorlage von Stundennachweisen oder sonstigen Belegen zum 
Umfang der erbrachten Tätigkeiten. 
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17 2. Hält die Beklagte ihr Bestreiten aufrecht, dass die Klägerin die 
abgerechneten Arbeiten erbracht habe, ist hierüber Beweis zu erheben. Die 
Klägerin hat Dr. K. als Zeugen für die Leistungserbringung angeboten. Sie 
braucht nicht nachzuweisen, an welchen Tagen welche Arbeitsstunden 
erbracht wurden. Vielmehr ist zu klären, ob die Arbeitsstunden für den 
vertraglich geschuldeten Erfolg aufgewendet wurden. Das Berufungsgericht 
wird hierbei zu würdigen haben, dass sich die abgerechneten Arbeitsstunden 
in dem Rahmen bewegten, der laut Auftragsbestätigung von beiden Parteien 
hierfür veranschlagt wurden.“ 


